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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Inanspruchnahme eines Teils der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer durch den Bund im Rechnungsjahr 1955 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Rechnungsjahr 1955 nimmt der Bund 
zur Deckung seiner durch andere Einkünfte 
nicht gedeckten Ausgaben 40 vom Hundert 
der Einnahmen in Anspruch, die den Län- 
dern im Rechnungsjahr 1955 aus der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer 
zufließen. 

§2 ^ 

Die Finanzämter führen die nach § 1 In 
Anspruch genommenen Einnahmen täglich 


an die Bundeshauptkasse ab. Der Bundes- 
minister der Finanzen kann zur Verein- 
fachung des Verwaltungsverfahrens die Ab- 
führung der Einnahmen anderweitig regeln. 

§ 3 

Die' SS Gesetz gilt nach Maßgabe der §§12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


L Einleitung 

1. Seit dem Rechnungsjahr 1951 teilen sich 
der Bund und die Länder in das Aufkom- 
men der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer; alljährlich ist auf Grund des Art. 
106 Abs. 3 GG der prozentuale Anteil des 
Bundes am Aufkommen dieser Steuern durch 
Bundesgesetz bestimmt worden. Da mit dem 
Inkrafttreten der Neuordnung der Steuer- 
verteilung nach Art. 107 GG im Rech- 
nungsjahr 1955 noch nicht zu rechnen ist, 
muß der Bundesanteil an der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer audi für das Rech- 
nungsjahr 1955 wieder auf Grund der vor- 
läufigen Bestimmungen des Art. 106 Abs. 3 
GG festgesetzt werden. 

2. Der Entwurf eines Inansprudinahmege- 
setzes für das Rechnungsjahr 1955 ist ange- 
sichts des Ringens um die Pariser Verträge 
bisher nicht eingebracht worden. Nachdem 


durch die politische Entwicklung das Inkraft- 
treten der Pariser Verträge nunmehr als ge- 
sichert gelten kann, steht der Vorlage des 
Gesetzentwurfs nichts mehr im Wege. 

IL Der ungedeckte Finanzbedarf des Bundes 

3. Nach Art. 106 Abs. 3 GG kann der 
Bund durch Bundesgesetz, das der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, einen Teil der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer zur 
Deckung seiner durch andere Einkünfte nicht 
gedeckten Ausgaben in Anspruch nehmen. 
Nach dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 
1955 (Drucksache 1100) sind zur Deckung 
der durch andere Einkünfte, insbesondere 
durch Bundessteuern nicht gedeckten Aus- 
gaben im Rechnungsjahr 1955 4280 Mill. DM 
erforderlich. Dieser Betrag erhöht sich um 
die Mehrausgaben und Mindereinnahmen, 
die im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1955 noch nicht ver- 


2 



Mill. DM 


anschlagt werden konnten, aber bei der end- 
gültigen Beschlußfassung über das Haus- 
haltsgesetz berücksichtigt werden müssen. 

4. Hiernach ergibt sich für den Bundeshaus- 
halt des Rechnungsjahrs 1955 rechnerisch 
folgender Bedarf, der nadi Art. 106 
Abs. 3 GG durch die Inanspruchnahme eines 
Teils der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer zu decken ist: 

Mill. DM 

a) Bundesanteil an der Einkommen- 

und Körperschaftsteuer nach dem 
Entwurf des Bundeshaushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1955 
(Drucksache 1100) 4 280 

Der Bundesrat hat in dem Be- 
streben, den Bundesanteil an 
der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer auf 36 V. H. zu 
senken, am Bundeshaushalts- 
entwurf für 1955 eine Reihe 
von Kürzungen vorgenommen 
(Anlage 2 zur Drucksache 1 1 00) . 

Die Bundesregierung hält diese 
Kürzungen für ungerechtfertigt 
und undurchführbar; sie ver- 
weist in diesem Zusammenhang 
auf ihre eingehende Stellung- 
nahme in der Anlage 2 der 
Drucksache 1100. 

b) Entlastung des Bundeshaushalts 
durdi das Vierte Überleitungs- 
gesetz: 

aa) Beibehaltung der Län- 
derbeteiligung an dem 
Zuschuß zumLasten- 
ausgleichsfonds . . . — 275 
bb) Wegfall der Bundes- 
oberbehörde der 
Kriegsopfcrverwal- 

tung — 5 

cc) Herabsetzung der In- 
teressenquote für die 
Kosten der individu- 
ellen Fürsorge für So- 
wjetzonenflüchtlinge 

auf 20 V. H r 3 

dd) Wegfall der Inter- 
essenquote für die 
Leistungen nach Ab- 
schnitt I des Kriegs- 
gefangenenentschädi- 
gungsgesetzes . . . + 50 

ee) Wegfall der Ände- 
rungen des Bundes- 


ergänzungsgesetzes 
zur Entschädigung 
für die Opfer der 
nationalsoz. Verfol- 
gung + 25 

ff) Mithin Entlastung — 202 

c) Mehrbelastungen des Bundeshaus- 
halts: 

aa) Mehrleistungen nach dem 

Bundesversorgungsgesetz , . 4- 409 
bb) Erstattung an die Rentenver- 
ysicherungsträger nach § 90 
des Bundesversorgungsgeset- 


zes 4 107 

cc) Erhöhung der Beamtenbesol- 
dung + 80 

dd) Kindergeldanpassungsgesetz . 15 

ee) Verstärkung des Küsten- 
schutzes ^ 12 

ff) Leistungen an Sowjetzonen- 
häftlinge r 10 

gg) Rückkauf von Ausgleichsfor- 
derungen notleidender Ver- 
sicherungsgesellschaften ... 4 10 


d) Eine Überprüfung der Steuer- 
schätzungen des Haushaltsent- 
wurfs führt zu folgenden Mehr- 
(+) und Minder-( — )beträgen: 


aa) Umsatzausgleich- 
steuer . . . . . . ! 15 

bb) Zölle ^150 

cc) Ergänzungsabgabe 

(Wegfall) — 161 

dd) Tabaksteuer .... — 50 

ee) Kaffeesteuer ... — 20 

ff) Salzsteuer .... . — 3 

— 69 


gg) Mithin Erhöhung des Dek- 
kungsbedarfs durch Ände- 
rung der Steuerschätzunge n + 69 

e) Erforderliche Einnahmen aus 
dem Bundesanteil an der Ein- 
kommen- und Körperschaft- 
steuer zum Äusgleich des Bun- 
deshaushalts 1955 4 790 

Diese Berechnung geht davon aus, daß — 
insbesondere durcE die Verabschiedung 
schwebender Gesetzentwürfe — keine wei- 
teren Mehrbelastungen des Bundeshaushalts 
für 1955 eintreten. 
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III. Der Bundesanteil an der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer 

5. Das Aufkommen der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer wird wie im Entwurf des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1955 auf 10,7 Milliarden DM geschätzt, 
obwohl die Steuersenkung durch die Steuer- 
reform inzwischen gegenüber dem Regie- 
rungsentwurf stark erweitert worden ist. Die 
Schätzung liegt daher bereits an der ober- 
sten Grenze des mutmaßlich erreichbaren 
Aufkommens. Den höheren Schätzungen 
einzelner Länder kann keinesfalls gefolgt 
werden. Bei einem Gesamtaufkommen von 
10,7 Milliarden DM würde der Deckungsbe- 
darf des Bundes in Höhe von 4790 Millionen 
DM einem Bundesanteil von rd. 44,8 v. H. 
entsprechen. Nach dem Wortlaut des Art. 
106 Abs. 3 GG sind die durch andere Ein- 
künfte nicht gedeckten Ausgaben des Bundes 
in voller Höhe durch den Bundesanteil an 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer zu 
decken. Gleichwohl hat die Bundesregierung 
bisher bei der Bemessung des Bundesanteils 
darauf Rücksicht genommen, daß den Län- 
dern zur Erfüllung ihrer Aufgaben die not- 
wendigen Deckungsmittel verbleiben. 

Mit Rücksicht auf die Haushaltsverschlechte- 
rungen, die sich für die Länder aus dem Vier- 
ten Überlcitungsgesetz ergeben, und im Hin- 
blick auf ihren Einnahmeausfall infolge der 
Steuerreform hat sich die Bundesregierung 
entschlossen, es bei dem Entwurf des Bun- 
deshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1955 vorgesehenen Satz von 40 v. H. zu be- 
lassen, der nach ihrer Überzeugung als Min- 
destsatz angesehen werden muß .Es verbleibt 
nach dem oben Dargelegten ein ungedeckter 
Bedarf des Bundeshaushalts von (4790 
— 4280 ~) 510 Milk DM, dessen haushalts- 
mäßige Deckung noch gefunden werden muß. 
Die Bundesregierung hofft, daß sie der ver- 
fassungsmäßigen Pflicht des Art. 110 
Abs. 2 Satz 2 GG genügen und die haushalts- 
mäßige Deckung für diesen Betrag finden 
kann. Sie ist sich aber bewußt, daß dies nur 
möglich ist, wenn ihr nicht weitere unver- 
meidbare Ausgaben erwachsen. Die Bundes- 
regierung behält sich daher vor, erforder- 
lichenfalls eine Erhöhung des Bundesanteils 
vorzuschlagen. 


IV. Die Auswirkungen der Bundesbeteiligung 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
auf die Finanzlage der Länder und 
Gemeinden 

6. In dem vom Deutschen Bundestag ver- 
abschiedeten Finanzverfassungsgesetz (Druck- 
sache 1254) war in dem neugefaßten Ar- 
tikel 106 Abs. 3 Nr. 2 der Grundsatz enthal- 
ten, daß Bund und Länder im Rahmen der 
ordentlichen Einnahmen Anspruch auf 
gleichmäßige Deckung ihrer Ausgaben haben. 
Das Finanzverfassungsgesetz ist jedoch vom 
Bundesrat abgelehnt worden. 

Die Bundesregierung ist gleichwohl auch für 
das Rechnungsjahr 1955, wie oben dargelegt, 
nicht von diesem Grundsatz abgev/ichen. Da- 
bei mußte sie von der Gesamtheit der Län- 
der und Gemeinden ausgehen, weil es die 
Aufgabe des Finanzausgleichs unter den Län- 
dern ist, den Bundesanteil an der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer für alle — 
auch die steuerschwachen — Länder tragbar 
zu gestalten. Das Land Berlin mußte in die- 
sem Zusammenhang außer Betracht bleiben, 
weil es nicht am Finanzausgleich unter den 
Ländern teilnimmt, sondern nach § 16 des 
Dritten Überleitungsgesetzes in der Fassung 
vom 26. März 1953 (BGBl. I S. 88) einen 
Bundeszuschuß zur Deckung seines durch 
eigene Einnahmen nicht gedeckten Fehlbe- 
darfs erhält und seine Finanzlage daher 
durch die Bemessung des Bundesanteils nicht 
beeinflußt wird. 

7. Die Länder und Gemeinden decken aus 
ihren Steuereinnahmen im Gegensatz zum 
Bund neben den vermögensunwirksamen Aus- 
gaben auch einen erheblichen Teil ihrer ver- 
mögenswirksamen Ausgaben. Im Rechnungs- 
jahr 1954 werden die vermögenswirksamen 
Ausgaben der Länder und Gemeinden vor- 
aussichtlich rd. 7 Milliarden DM betragen, 
von denen rd. 3 Milliarden DM (rd. 43 v. H.) 
aus Steuereinnahmen finanziert werden. 

Da die Länder auch im Rechnungsjahr 1955 
ihre vermögensunwirksamen Ausgaben in 
vollem Umfang aus Steuern und anderen 
ordentlichen Einnahmen decken können, 
kann die Zumutbarkeit eines Bundesanteils 
in Höhe von 40 v. H. nur danach zutref- 
fend beurteilt werden, welcher Betrag den 
Ländern und Gemeinden aus Steuermitteln 
für vermögenswirksame Ausgaben verfügbar 
bleibt. Dieser Betrag ist aus einer Gegenüber- 
stellung der voraussichtlichen Steuereinnah- 
men und des voraussichtlichen Steuerbedarfs 
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für vermögensunwirksame Ausgaben zu er- 
mitteln. Die Aufwendungen für die Schulden 
tilgung können hierbei dem Steuerbedarf für 
vermögensunwirksame Ausgaben hinzuge- 
rechnet werden, da sie letzten Endes aus 
Steuermitteln gedeckt werden müssen. 

8. Auf Grund der vorliegenden Ergebnisse 
der Finanzstatistik, unter Berücksiditigung 
der Auswirkungen des Vierten Überleitungs- 
gesetzes und der voraussichtlichen Entwick- 
lung im Rechnungsjahr 1955 ist der Steuer- 
bedarf der Länder und Gemeinden für ver- 
m ögensunwirksame Ausgaben einschließlich 
Schuldentilgung im Rechnungsjahr 1955 etwa 
wie folgt zu veranschlagen: 


A. Ausgaben Mill. DM 


a) Verwaltungsausgaben 

aa) Persönliche Verwaltungs- 
ausgaben 7 500 

bb) Sächliche Verwaltungsaus- 
gaben 1 100 

cc) Versorgung 1 600 

dd) Verwaltungsausgaben ins- 
gesamt 10 200 

b) Unterhaltung von unbeweg- 
lichem Vermögen 650 

c) Anschaffung von beweg- 
lichem Vermögen 350 

d) Verzinsung der Schulden . . 750 

e) Tilgung der Schulden . . . 450 

f) Zuweisungen an den Bund 

und den Lastenausgleichsfonds 300 

g) Übrige vermögensunwirk- 
same Ausgaben 3 900 

h) Vermögensunwirksame Aus- 
gaben einschl. Schuldentilgung 

insgesamt 16 600 


B. Einnahmen 

a) Vermögensunwirksame Ein- 
nahmen 

aa) Zuweisungen vom Bund 750 

bb) Gebühren und sonstige 

Einnahmen 3 700 

cc) Vermögenswirksame Ein- 
nahmen insgesamt ... 4 450 

b) Allgemeine Deckungsmittel 
ohne Steuereinnahmen 

aa) Reineinnahmen aus dem 

Erwerbsvermögen . . . 900 


bb) Sonstige allgemeine Dek- 

kungsmittel 150 

cc) insgesamt 1 050 

c) Einnahmen insgesamt ... 5 500 

C. Steuerbedarf für vermögensun- 

wirksame Ausgaben einschl. 
Schuldentilgung (A-B) . . . . 11 100 

D. Steuereinnahmen 13 500 

E. Verfügbare Steuereinnahmen zur 

Finanzierung vermögenswirk- 
samer Ausgaben (D-C) .... 2 400 

9. Die Länder und Gemeinden werden da- 
nach in der Lage sein, im Rechnungsjahr 1955 
einen Betrag in Flöhe von rd. 34,5 v. H. der 
vermögenswirksamen Ausgaben des Rech- 
nungsjahres 1954 aus Steuermitteln zu finan- 
zieren. Der für diese Zwecke verfügbare Be- 
trag wird nur um rd. 600 Mill. DM geringer 
sein als die Steuereinnahmen, die im Rech- 
nungsjahr 1954 hierfür auf gewendet werden. 

10. Die Verminderung der für vermögens- 
wirksame Ausgaben verfügbaren Steuerein- 
nahmen um rd. 600 Mill. DM ist danach für 
die Länder und Gemeinden zumutbar, da die 
Länder und Gemeinden nach wie vor in der 
Lage sind, mehr als ein Drittel des bisheri- 
gen Gesamtaufwandes für vermögenswirk- 
same Ausgaben aus Steuermitteln zu decken, 
ohne gezwungen zu sein, auf die Verwen- 
dung von Steuereinnahmen für solche ver- 
mögenswirksamen Ausgaben zu verzichten, 
die Ihrer Natur nach aus Steuermitteln zu 
finanzieren sind. Auch im übrigen bedeutet 
die Verminderung der für Investitionen ver- 
fügbaren Steuereinnahmen keine Einschrän- 
kung der Investitionen der Länder und Ge- 
meinden, sondern nur eine mit Rücksicht auf 
die Steuerreform gebotene teilweise Umstel- 
lung der Investitionsfinanzierung. 

Im Gegensatz zur Bundesregierung hat die 
große Mehrzahl der Länderkabinette das 
Aufkommen an Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer im Rechnungsjahr 1955 wesent- 
lich höher als 10,7 Milliarden DM, z. T. auf 
11,9 Milliarden DM, also um 1,2 Milliar- 
den DM höher geschätzt. 60 v. H. von 
1,2 Milliarden DM sind 720 Millionen DM. 
Nach dieser Aufkommensschätzung würden 
die Länder daher sogar in der Lage sein, ihre 
vermögensunwirksamen und ihre vermö- 
genswirksamen Ausgaben in derselben Höhe 
und derselben Art zu decken, wie im Rech- 
nungsjahr 1954. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 10. Juni 1955 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf die Schreiben vom 31. März 1955 und 13. Mai 1955 
— 6-52000 — 1118/55 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der 
Bundesrat in seiner 142. Sitzung am 10. Juni 1955 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Inanspruch- 
nahme eines Teils der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer durch den Bund 
im Rechnungsjahr 1955 

^de folgt Stellung zu nehmen: 

Der Bundesrat kann seine Zustimmung zu einer Inanspruchnahme in 
Höhe von 40 v. H. der Einnahmen aus der Einiiommensteuer und 
Körperschaftsteuer nicht in Aussicht stellen. Im übrigen stehen der 
Festlegung des Bundesanteils zur Zeit noch Unsicherheitsfaktoren 
entgegen, die in der nachfolgenden Begründung im einzelnen dar- 
gelegt werden. Der Bundesrat behält sich deshalb seine endgültige 
Stellungnahme vor. 


Begründung 

1. Die Bundesregierung hat den Gesetzentwurf so lange zurück- 
gestellt, bis über das Schicksal der Pariser Verträge hinreichend 
Klarheit gewonnen wurde. Der Bundesrat ist der Meinung, daß 
auch eine weitere Verschiebung dem wohlverstandenen Interesse 
des Bundes und der Länder dienen würde: 

a) Die Beratungen über den Entwurf des Bundeshaushalts 1955 
sind noch nicht abgeschlossen. 

b) Es fehlt bisher an einer übereinstimmenden Schätzung des 
der Inanspruchnahme zugrunde liegenden Aufkommens der 
Einkommensteuer und der Körpersmaftsteuer im Rechnungs- 
jahr 1955. Die Bundesregierung meint, für dieses Rechnungs- 
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jahr ein Gesamtaufkommen (einschl. Berlin) von 10,7 Mrd DM 
erwarten zu können. Die Mehrzahl der Länder hingegen hat 
in ihren Haushaltsentwürfen zwischen 11,3 und 11,9 Mrd DM 
angenommen. Die zwischenzeitliche Entwidclung seit der 
Steuerreform ist nicht dazu angetan, die Schwierigkeiten in 
der Schätzung zu beseitigen und die Auswirkungen der Re- 
form hinreichend sicher zu beurteilen. Bei den bisherigen Auf- 
kommenszahlen kann noch nicht festgestellt werden, inwie- 
weit sie durch die langsam sich auswirkende Steuerreform be- 
einflußt sind. Es wird daher erst im weiteren Verlauf des 
Rechnungsjahres 1955 möglich sein, das voraussichtliche Ge- 
samtaufkommen einigermaßen genau zu schätzen. 

2. Der Schwierigkeit, zur Zeit den Bundesanteil hinreichend genau 
festlegen zu können, kann auch nicht dadurch begegnet werden, 
daß man, einem neueren Vorschlag des Bundesministers der Fi- 
nanzen folgend, das von der Bundesregierung geschätzte Gesamt- 
aufkommen an Einkommen- und Körperschaftsteuer zugrundelegt 
(10,7 Mrd DM), dem Bund hieran 40 v. H. gewährt (= 4 280 Mio 
DM) und jedes weitergehende Aufkommen voll den Ländern zu- 
fließen läßt. Das sich hieraus ergebende finanzielle Ergebnis wäre 
für die Länder untragbar. 

Die Länder haben im Rechnungsjahr 1954 insgesamt 7 547 Mio 
DM (62 V. H. von 12 172 Mio DM) an Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer für sich behalten. Wenn man die Inanspruch- 
nahme auf 4 280 Mio DM begrenzen würde, würden die Länder 
im Rechnungsjahr 1955 selbst bei Annahme des höchsten 
überhaupt von einem Lande geschätzten Gesamtaufkommens 
von 11,9 Mrd DM insgesamt nur 7 620 Mio DM erhalten 
(1 1 900 — 4 280). Dieser Betrag läge zwar um (7 620 — 7 547 =) 
73 Mio DM über den entsprechenden Einnahmen des Vorjahres. 
Hierbei wären aber die Auswirkungen des Vierten Überleitungs- 
gesetzes (mindestens — 426 Mio DM) nicht berücksichtigt. Die 
Länder haben jedoch stets und in jedem Zeitpunkt der 
Gesetzgebung einmütig den Standpunkt vertreten, daß die Aus- 
wirkungen des Vierten Überleitungsgesetzes voll bei der Be- 
messung des den Ländern verbleibenden Anteils an der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer berücksichtigt werden 
müßten. Die Länder hätten selbst bei einem Gesamtaufkommen 
von 11,9 Mrd DM in ihrem Verhältnis zum Bund eine finanzielle 
Einbuße von (426 — 73 =) 353 Mio DM zu erwarten, während 
der Bund bei einer Mindereinnahme an Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer von (4 625 — 4 280 =) 345 Mio DM eine 
Entlastung von 426 Mio DM aus dem Vierten Überleitungsgesetz, 
d. h. im Ergebnis in seinem Verhältnis zu den Ländern eine Haus- 
haltsverbesserung von (426 — 345 =) 81 Mio DM erfahren 
würde. 

Wenn jedoch nur das von der Bundesregierung geschätzte Auf- 
kommen von 10,7 Mrd DM Wirklichkeit würde, würden die 
Länder gegenüber dem Rechnungsjahr 1954 um 1 127 Mio DM 
(7 547 — 6 420) geringere EinnaWen aus der Einkommensteuer 
und Körperschaftsteuer haben. Hinzu träten die Auswirkungen 
des Vierten Überleitungsgesetzes mit mindestens 426 Mio DM, 
so daß die Länder insgesamt (1 127 + 426 =) 1 553 Mio DM 
gegenüber dem Rechnungsjahr 1954 verlieren würden, während 
es beim Bund bei der vorstehend errechneten Haushaltsverbesse' 
rung (gegenüber den Ländern) von 81 Mio DM verbliebe. Es 
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bedarf keiner Begründung, daß Ausfälle In dieser Größe von den 
Ländern nicht übernommen werden können. Das Risiko der Ver- 
ringerung des bisherigen Steueraufkommens durdi die Steuer- 
reform würde nach dem Vorschlag der Bundesregierung voll den 
Ländern aufgebürdet, während sich der Bund nach dem von ihm 
vorgeschlagenen Bundesanteil unter Berücksichtigung der Ent- 
lastung durch das Vierte Überleitungsgesetz eine Haushaltsver- 
besserung sichern würde. Die Verbesserung des Bundeshaushalts 
wird noch wesentlich erhöht durch die Steigerung des Auf- 
kommens der übrigen Bundessteuern, die von der Bundes- 
regierung auf rd. 1,25 Mrd DM (ohne Lastenausgleichsabgaben) 
geschätzt wird. 

3. Der Bundesrat weist darauf hin, daß sich In den letzten Jahren 
die nachträgliche Festsetzung des Bundesanteils für den Bund 
stets günstig ausgewirkt hat. Seit 1951 Ist der Bundesanteil jähr- 
lich so hoch bemessen worden, daß der Bund hierdurch hohe 
Überschüsse im ordentlichen Haushalt erzielen konnte, die Ins- 
besondere zur Deckung des außerordentlichen Haushalts und zur 
verstärkten Schuldentilgung verwandt wurden. Durch die nach- 
trägliche Festsetzung des Bundesanteils können dem Bund keine 
Schwierigkeiten erwachsen, da Bund und Länder bis zu dem 
Zeitpunkt, In dem das Steueraufkommen 1955 hinreichend genug 
übersehen werden kann, weiterhin Ihre vorjährigen Leistungen 
erbringen werden. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 106 
Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 

Altmeier 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Beschluß des Bundesrates 


A. Zur Frage einer Zurückstellung des 
Gesetzentwurfs 

1. Der Bundesrat hat von einer endgültigen 
Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf abge- 
sehen, weil er der Meinung ist, daß eine Zu- 
rückstellung des Entwurfs im Interesse des 
Bundes und der Länder liegen würde. 

Nach Auffassung der Bundesregierung stehen 
das Inanspruchnahmegesetz und der Bundes- 
haushaltsplan in einem so engen sachlichen 
Zusammenhang, daß das Inanspruchnahme- 
gesetz spätestens gleichzeitig mit dem Haus- 
haltsgesetz beschlossen werden muß. Der 
Bundeshaushaltsplan kann ohne die gesetzliche 
Zuweisung der zur Erzielung des Haushalts- 
ausgleichs erforderlichen Einnahmen nicht 
ordnungsgemäß verabschiedet werden. Es ist 
unbestritten, daß der Bund außer den Ein- 
nahmen aus den ihm durch das Grundgesetz 
unmittelbar zugewiesenen Steuern und seinen 
sonstigen Einnahmen einen angemessenen An- 
teil an der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer zur Deckung seiner Ausgaben benötigt. 
Zur Erschließung dieser Einnahmequelle be- 
darf es eines Gesetzes nach Art. 106 Abs. 3 
GG. Solange dieses Gesetz nicht verabschiedet 
ist, steht die Einkommen- und Körperschaft- 
steuer nach Art. 106 Abs. 2 GG rechtlich aus- 
schließlich den Ländern zu, während das Ge- 
bot des Haushaltsausgleichs (Art. 110 Abs. 2 
GG) eine Beteiligung des Bundes in dem durch 
Art. 106 Abs. 3 GG bestimmten Rahmen un- 
abweisbar erfordert. 

Die rechtzeitige Verabschiedung des Inan- 
spruchnahmegesetzes Ist daher eine wesent- 
liche Grundlage der bundesstaatlichen Finanz- 
ordnung. Eine Verzögerung würde diese Ord- 
nung empfindlich stören, der Gesamtkonzep- 
tion des Grundgesetzes zuwiderlaufen und 
daher nach Auffassung der Bundesregierung 
vom Gesetzgeber nicht verantwortet werden 


können. Keinesfalls würde der Bundesrat es 
mit seiner verantwortlichen Funktion als Bun- 
desorgan und mit seiner verfassungsmäßigen 
Verpflichtung, seinerseits zum. Ausgleich des 
Bundeshaushalts beizutragen, vereinbaren 
können, wenn er zwar das Bundeshaushalts- 
gesetz verabschieden, das Inanspruchnahme- 
gesetz aber ablehnen wollte, ohne dessen Ver- 
abschiedung der Bundeshaushalt materiell 
nicht ausgeglichen werden kann. 

2. Der Hinweis des Bundesrates, daß die 
Länder bereit seien, dem Bund auch ohne ge- 
setzliche Grundlage vorläufig einen von ihnen 
für angemessen erachteten Anteil am Aufkom- 
men der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
zur Verfügung zu stellen, läßt die für die 
Bundesregierung entscheidenden verfassungs- 
rechtlichen und finanzpolitischen Bedenken 
außer Betracht. Auf diese Weise würde die 
Haushaltsführung des Bundes hinsichtlich eines 
finanziell bedeutsamen Einnahmepostens von 
einer Ermessensentscheidung der Länder ab- 
hängig werden, was mit dem verfassungsrecht- 
lichen Grundsatz der haushaltswirtschaftlichen 
Unabhängigkeit des Bundes (Art. 109 GG) 
nicht zu vereinbaren wäre. Die Bundesregie- 
rung könnte sich auch nicht damit abfinden, 
daß die Steuerverteilung, für die das Grund- 
gesetz eine gesetzliche Regelung fordert, unter 
Ausschaltung des Bundestages und der Bundes- 
regierung von den Ländern einseitig geregelt 
wird. 

Aber auch finanzwirtschaftlich kann eine Er- 
klärung der Länder, dem Bund vorläufig einen 
Anteil an der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer überweisen zu wollen, die Jetzt fällige 
gesetzliche Regelung nicht ersetzen. Der 
Bundesrat kann die Abführung eines bestimm- 
ten Bundesanteils durch die einzelnen Länder 
nicht garantieren. Die Bundesregierung hat 
den Versuch gemacht, für eine Übergangszeit 
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(bis zum 31. Juli 1955), die notwendig er- 
schien, um über den Gesetzentwurf eine 
Einigung herbeizuführen, eine einheitliche 
Regelung über die vorläufige Abführung des 
Bundesanteils zu vereinbaren. Dieser Versuch 
ist am Widerstand eines Landes (Hessen) ge- 
scheitert. 

Im übrigen erschwert die verspätete Fest- 
setzung des Bundesanteils sowohl dem Bund 
wie auch den Ländern eine planmäßige Haus- 
haltswirtschaft im Laufe des Rechnungsjahres 
und macht — solange über einen entscheiden- 
den Einnahmeansatz Ungewißheit besteht — 
allen Beteiligten eine geordnete Haushalts- 
führung unmöglich. 

3. Der Auffassung des Bundesrates, daß sich 
die nachträgliche Festsetzung des Bundesanteils 
in den letzten Jahren für den Bund stets 
günstig ausgewirkt habe, kann die Bundes- 
regierung keineswegs zustimmen. Daß der 
Bund in den vergangenen Jahren wider Er- 
warten Ausgaben des außerordentlichen Haus- 
halts aus ordentlichen Einnahmen hat decken 
können, ist allein auf die s. Z. nicht vorher- 
sehbare außenpolitische Entwicklung zurück- 
zuführen. Nur auf diese Weise ist es angesichts 
der Unergiebigkeit des allgemeinen Kapital- 
markts überhaupt möglich gewesen, die außer- 
ordentlichen Ausgaben des Bundeshaushalts 
zu leisten und damit Maßnahmen zu finan- 
zieren, an deren Durchführung in erster Linie 
die Länder interessiert sind (z. B. Wohnungs- 
bau, Straßenwesen, Wasserwirtschaft usw.); 
gleichwohl konnte der angestrebte Ausgleich 
des Bundeshaushalts nicht erzielt werden: die 
Haushaltsrechnung 1954 hat mit dem erheb- 
lichen Fehlbetrag von 2,4 Mrd DM abge- 
schlossen. Dies bezieht sich zudem ausschließ- 
lich auf die Vergangenheit; nach dem Inkraft- 
treten der Pariser Verträge kann der Haus- 
halt des Bundes nicht auf der Annahme auf- 
gebaut werden, daß sich auf dem Gebiet der 
Verteidigungsausgaben ähnliche Einsparungen 
wie In der Vergangenheit ergeben werden. 

4. Der Bundesrat macht im übrigen für eine 
Zurückstellung des Gesetzentwurfs geltend, 
daß die Beratungen über den Bundeshaushalt 
1955 noch nicht abgeschlossen seien und das 
Aufkommen der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer mit Rücksicht auf die noch un- 
übersichtlichen Auswirkungen der Steuer- 
reform für 1955 nicht mit hinreichender 
Sicherheit geschätzt werden könne. 

Der erste Grund ist gegenstandslos, da mit 
der Einbringung des Gesetzentwurfs im gegen- 


wärtigen Zeitpunkt gerade erreicht werden 
soll, daß er zeitlich zusammen mit dem Bun- 
deshaushalt verabschiedet werden kann. 

Auch der zweite Grund kann eine Zurück- 
stellung des Gesetzentwurfs nicht rechtferti- 
gen. Es ist ein allgemeiner Grundsatz des 
Öffentlichen Haushaltsrechts, daß die Haus- 
haltspläne vor Beginn des Rechnungsjahres zu 
verabschieden sind (vgl. Art. 110 Abs. 2 
Satz 1 GG), obwohl alle Haushalte mit der 
Ungewißheit über die tatsächliche Höhe der 
veransdilagten Einnahmen und Ausgaben, so- 
mit auch mit dem natürlichen Risiko der Ent- 
widclung des Steueraufkommens belastet sind. 
Die nachträgliche Festsetzung des Bundes- 
anteils an der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer würde dieses Risiko der Haushalts- 
planung einseitig für die Länder ausschalten, 
für den Bund dagegen das zusätzliche Risiko 
bedeuten, daß Nachzahlungen, die sich auf 
Grund des späteren Inanspruchnahmegesetzes 
ergäben, von einzelnen Ländern nldit oder nur 
sdiwer eingezogen werden können. 

Selbst wenn der Erwägung Raum gegeben 
werden sollte, daß die vor Beginn des Rech- 
nungsjahres beschlossene, In ihren Auswirkun- 
gen sdiwer abzuschätzende Steuerreform eine 
besondere Lage geschaffen hat, kann audi dies 
eine zeitliche Trennung der Entscheidung über 
den Bundesanteil und der Verabschiedung des 
Bundeshaushalts nicht rechtfertigen. Es ließe 
sich eine Regelung denken, welche Ausein- 
andersetzungen über die zutreffende Schätzung 
des Steueraufkommens ausschaltet, indem die 
absolute Höhe des Bundesanteils an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer für das 
Rechnungsjahr 1955 unabhängig davon be- 
messen wird, ob das Aufkommen den von der 
Bundesregierung veranschlagten Betrag über- 
schreiten wird. 

Die Bundesregierung muß daher Wert darauf 
legen, daß der Entwurf gleichzeitig mit der 
Haushaltsvorlage verabschiedet wird. 

B. Zur Höhe des Bundesanteils 

5. Der Bundesrat ist auf die Frage, ob ein 
Bundesanteil in Höhe von 40 v. H. erforder- 
lich ist, nicht eingegangen; er hat sich darauf 
beschränkt, den Bundesanteil — selbst bei 
einer Begrenzung auf 4 280 MIll. DM — als 
für die Länder untragbar zu bezeichnen. 

Für die Bemessung des Bundesanteils Ist aber 
nach dem klaren Wortlaut des Art. 106 Abs. 3 
GG allein der ungedeckte Finanzbedarf des 
Bundes maßgebend. Der Bundeshaushaltsplan 
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weist die Notwendigkeit des vorgesehenen 
Bundesanteils in Höhe von 4 280 Milk DM 
nach. Mit einer Verminderung des Finanz- 
bedarfs des Bundes kann nicht gerechnet wer- 
den; ohnehin konnte der vorgeschriebene 
Haushaltsausgleich schließlich nur durch die 
Veranschlagung einer beträchtlichen Global- 
einsparung bei den Sachausgaben und den all- 
gemeinen Haushaltsausgaben erzielt werden. 
Bei der Bemessung des Bundesanteils ist in 
Übereinstimmung mit der Forderung des 
Bundesrates die Entlastung des Bundes durch 
das Vierte Überleitungsgesetz schon in voller 
Höhe (426 Milk DM) berücksichtigt worden. 
Auf der anderen Seite verlangt die Ver- 
fassungsvorschrift des Art. 106 Abs. 3 GG, 
daß bei der Bemessung des Bundesanteils auch 
die Mehrausgaben des Bundes zu berücksich- 
tigen sind. Diese Mehrbelastungen läßt der 
Bundesrat völlig außer Betracht, obwohl sie 
auf Beschlüssen beruhen, die unter seiner Mit- 
wirkung zustandegekommen sind. Die haus- 
haltsmäßig ausgewiesenen Mehrausgaben über- 
steigen die Entlastungen durch das Vierte 
Überleitungsgesetz so beträchtlich, daß selbst 
auf der Grundlage eines Bundesanteils von 
40 V. H. der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer die vorerwähnten ungewöhnlichen Maß- 
nahmen zur Erzielung des Haushaltsausgleichs 
erforderlich geworden sind. 

6. Der Bundesrat stützt seine Behauptung, 
daß der vorgesehene Bundesanteil für die Län- 
der untragbar sei, allein auf die voraussicht- 
liche Minderung der Ländereinnahmen aus der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer und die 
Mehrbelastung durch das Vierte Überleitungs- 


gesetz. Diese Beweisführung könnte nur auf 
die rechtlich nicht haltbare These gestützt 
werden, daß vom vorjährigen Bundesanteil 
ausgegangen werden müsse und daß die Aus- 
wirkungen der Steuerreform und des Vierten 
Überleitungsgesetzes isoliert betrachtet und 
gleichmäßig auf Bund und Länder verteilt 
werden müßten. Entscheidend ist jedoch allein 
die Frage, ob der zum Ausgleich des Bundes- 
haushalts benötigte Bundesanteil unter Berück- 
sichtigung der gesamten finanziellen Entwick- 
lung für die Länder tragbar ist. Es müssen 
daher bei der Beurteilung der finanziellen 
Auswirkungen insbesondere auch die Reserven 
in Rechnung gestellt werden, die in der bis- 
herigen Finanzausstattung der Länder liegen, 
sowie die Mehreinnahmen aus den allein den 
Ländern (und Gemeinden) vorbehaltenen 
Steuern und aus ihren sonstigen Einnahme- 
quellen. Auf diese Fragen, die der Bundesrat 
überhaupt nicht berührt, ist die Bundes- 
regierung in ihrer Gesetzesbegründung ein- 
gegangen. 

Inwiefern die Festsetzung des Bundesanteils 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
auf 40 V. H. für die Länder untragbar sein 
soll, ist hiernach nicht ersichtlich. Die Bundes- 
regierung muß deshalb an der Vorlage fest- 
halten, zumal sich die finanzielle Lage der 
Länder und Gemeinden noch wesentlich gün- 
stiger gestalten wird, wenn die Einkommen- 
und Körperschaftsteuer im Rechnungsjahr 
1955 — wie die Länder annehmen — ein 
wesentlich höheres Aufkommen erbringen 
sollte, als es von der Bundesregierung ver- 
anschlagt ist. 
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